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I. Einleitung

Die juristische Person stellt das Privatrecht aus einem ganz anderen Grunde vor nicht weni-
ger schwerwiegende Probleme. Die Privatautonomie ist ein Teil des allgemeinen Prinzips 
der Selbstbestimmung des Menschen. Die abhängige juristische Person trifft diesen in der 
Privatautonomie vorausgesetzten Wert an der Wurzel. Die Annahme, jedes Rechtssubjekt 
habe einen eigenen Willen, den die Rechtsordnung als vorgegebenen Wert zu respektie-
ren habe, wird zur Fiktion. (…). Die Freiheit der Körperschaftsbildung hat das Problem 
der Abhängigkeit der juristischen Person von ihren Mitgliedern notwendig zur Folge. Die 
Autonomie des Rechtssubjektes zerfällt dem Juristen unter den Händen. Zurück bleibt 
die unübersehbare Vielfalt korporativer Organisationsformen, deren Rechtssubjektivität 
begrifflich umfassend ist, in der Wirklichkeit aber nur als Funktion fremdgesetzter Zwecke 
verständlich wird1.

Eine Abhandlung über die Untreue zum Nachteil der GmbH bedarf der besonderen 
Rechtfertigung. Denn die Bereiche der sog. Organ- und Konzernuntreue sind in 
Rechtsprechung und Wissenschaft ausgiebig behandelt worden; die hierzu veröf-
fentlichte Literatur ist Legion2. Ein weiteres Arbeitsvorhaben in diesem Bereich 
darf deshalb wegen der zuhauf vorliegenden Vorschläge zur Lösung praktischer 
Probleme lediglich vordergründig dem Ziel dienen, der Konturierung der mög-
lichen Untreuestrafbarkeit von Verantwortlichen der juristischen Person, hier in 
Form der GmbH, eine Nuance hinzuzufügen. Das Ziel muss vielmehr anders, näm-
lich grundlegender, gefasst sein.

Das Faszinosum der Untreue zum Nachteil von Kapitalgesellschaften liegt in 
ihrem Angriffsobjekt, der juristischen Person. Aus dem vorangestellten Zitat von 
Mestmäcker wird die eigentümliche Beziehung von Subjekt zu Objekt deutlich, die 
auf Grund der Funktion der juristischen Person fragen lässt, wie letztlich die Objek-
tivität beschaffen sein soll: Verselbstständigt-selbstzweckhaft – in diesem Sinne der 
natürlichen Person gleichgestellt, aber verabsolutiert – oder disponibel für natür-
liche Personen, wobei sich wegen der Stellung der juristischen Person „GmbH“ als 

1  Mestmäcker, Recht und ökonomisches Gesetz: über die Grenzen von Recht, Gesellschaft und 
Privatautonomie (1984), S. 411.
2  Vgl. nur die Nachweise unten Kapitel 2, III. 2.
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